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Bebauungsplan „Blumrodaer Straße, Regis" der Stadt Regis-Breitingen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e. V. ist nach § 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG i. V. m. § 48 SächsNatSchG 
anerkannter Naturschutzverband. Gegenstand unserer Stellungnahme ist der Bebauungsplan 
„Blumrodaer Straße, Regis", 2. Entwurf, ausgelegt vom 06.05. bis 27.05.2026. Das Plangebiet liegt 
beiderseits der Blumrodaer Straße (K 7932) im Ortsteil Regis der Stadt Regis-Breitingen und umfasst 
rund 10,4 ha (Begründung, S. 5). 

Der BUND begrüßt die ökologisch vorteilhafte Gesamtrichtung der Planung: Die Rückentwicklung eines 
überdimensionierten Gewerbegebiets geht mit einer nachweisbaren Versiegelungsminderung von rund 
600 m² und einem Biotopwert-Bonus von rund 16.000 Wertpunkten einher (GOF, S. 16–17). Er macht 
gleichwohl vier Punkte geltend, die vor dem Satzungsbeschluss zu klären sind. 

Dem Entwurf kann beim gegenwärtigen Planungsstand noch nicht zugestimmt werden. Es ergehen 
Hinweise und Forderungen, die wir nachstehend darstellen. 

1. Artenschutz – Fehlende Grundlagenerfassung (§ 44 BNatSchG) 

Der Grünordnerische Fachbeitrag hält fest: „Für Fledermäuse sind allenfalls Strukturen wie die bestehen-
den Gartenlauben als Quartierpotenzial geeignet und das Plangebiet wird vermutlich als Jagdhabitat 
genutzt. Untersuchungen zur Artengruppe haben nicht stattgefunden." Zur Zauneidechse (Lacerta agilis, 
Anhang IV FFH-RL) stellt der GOF fest: „Da die außerhalb des Plangebiets liegende Südböschung des 
Speichers Borna mutmaßlich von Zauneidechsen besiedelt ist, kann ein zumindest sporadisches 
Vorkommen der Art im Plangebiet nicht ausgeschlossen werden." (GOF, S. 22 jeweils). 

Das Plangebiet weist mit Sukzessionsgebüschen, Ruderalflächen und älteren Gartenstrukturen Habitate 
auf, die für beide Artengruppen geeignet sind. Die besiedelten Böschungen des Speicherbeckens Borna 
liegen weniger als 100 m vom Geltungsbereich entfernt (GOF, S. 6). Bei dieser räumlichen Nähe zu 
bestätigten Vorkommen und der dokumentierten Habitateignung genügt eine reine Potenzialabschät-
zung ohne Felderfassung nicht, um mit der für einen Satzungsbeschluss erforderlichen Prognosesicher-
heit auszuschließen, dass bei Baufeldräumung und Gehölzbeseitigung Verbotstatbestände nach § 44 
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Abs. 1 Nrn. 1 und 3 BNatSchG eintreten. Eine artenschutzfachliche Baubegleitung ersetzt keine 
vorgelagerte, belastbare Bestandserfassung und kann einen bereits eingetretenen Verbotstatbestand 
nicht rückgängig machen 

Forderung 

Der BUND bittet darum, vor dem Satzungsbeschluss folgende Kartierungen in Auftrag zu geben und 
deren Ergebnisse der Planaufstellungsakte beizufügen: 

• Fledermäuse: Orientierungsgebende Detektorkartierung an mindestens zwei Terminen (Frühsom-
mer, Spätsommer) durch qualifiziertes Fachpersonal. 

• Zauneidechse: Systematische Begehung der Ruderalflächen und südostexponierten Böschungs-
bereiche. 

Sollten dabei Vorkommen nachgewiesen werden, bitten wir darum, vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men (CEF-Maßnahmen, § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG) festzusetzen oder eine Ausnahme nach § 45 Abs. 
7 BNatSchG zu prüfen. Bei Negativ-Nachweis genügt die Dokumentation in der Planaufstellungsakte. 

2. Wasserrecht – Ungeklärte Erschließungssicherheit (§ 55 Abs. 2 SächsWG, § 8 i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 
4 WHG) 

Die Landestalsperrenverwaltung hat die Einleitung von Niederschlagswasser in den Schweißgraben an 
der nördlichen Plangebietsgrenze abgelehnt (GOF, S. 20). Das Regenrückhaltebecken G 5 ist damit der 
einzige Abflussweg für die nördlichen Wohngebiete WA 6.1–6.3 und das Mischgebiet MI 2, dessen 
Genehmigungsfähigkeit nach § 55 Abs. 2 SächsWG zum Zeitpunkt der Auslegung noch offen ist. 

Das Landkreisamt Leipzig hat in seiner Stellungnahme vom 08.01.2026 ergänzend darauf hingewiesen, 
dass für die Versickerungsanlagen auf den gewerblich genutzten Grundstücken (GE 2) jeweils eine 
Erlaubnis nach § 8 i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG erforderlich ist und die Versickerungsmulden eine 
bewachsene Bodenzone von mindestens 20 cm gemäß DWA-A 138 (Version 2024) aufweisen müssen 
(SN-LRA, S. 2–3). 

Hinzu kommt, dass nach den Hinweisen in der Planzeichnung in den Wohngebieten WA 6.1 bis WA 6.3 
und im Mischgebiet MI 2 Grundwasserstände bis unmittelbar unter Geländeoberkante möglich sind. 
Gerade für diese Teilbereiche bedarf es daher einer besonders tragfähigen Darlegung, dass die 
vorgesehene Niederschlagswasserbewirtschaftung technisch funktioniert und wasserrechtlich 
genehmigungsfähig ist. 

Ohne gesicherte Entwässerung fehlt dem nördlichen Bauabschnitt die Erschließung im Sinne des § 30 
BauGB. Die Genehmigungsfähigkeit des RRB G 5 ist damit planungskritisch. 

Forderung 

Der BUND bittet darum: 

1. In der Abwägungsdokumentation zum Satzungsbeschluss darzulegen, dass die Genehmigungs-
fähigkeit des RRB G 5 (§ 55 Abs. 2 SächsWG) und der gewerblichen Versickerungsanlagen (§ 8 i. 
V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG) hinreichend vorgeklärt ist und wie insbesondere in den Bereichen mit 
flurnahem Grundwasser eine schadlose Niederschlagswasserbewirtschaftung gewährleistet 
werden soll. 

2. Die textlichen Festsetzungen um eine Mindestanforderung an die bewachsene Bodenzone für 
Versickerungsmulden von 20 cm gemäß DWA-A 138 (Version 2024) zu ergänzen – entsprechend 
dem Hinweis des Landkreisamtes. 
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3. Biotopschutz – Fehlende Schutzregelung für das gesetzlich geschützte Biotop (§ 30 BNatSchG) 

Das Weiden-Auengebüsch östlich der Blumrodaer Straße (Grünfläche G 2, 3.810 m², Biotoptyp 
02.01.120; GOF, S. 10 und 15) genießt Pauschalschutz nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 SächsNatSchG. 
Seine Erhaltung als Grünfläche G 2 ist im Plan vorgesehen – dies begrüßt der BUND ausdrücklich. 

Es fehlt bislang eine textliche Klarstellung, dass jede bauzeitliche Inanspruchnahme dieses Biotops – 
einschließlich Leitungsverlegung, Entwässerungsmaßnahmen oder Baustellenzufahrten – einer Aus-
nahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG bedarf. Ohne eine solche Klarstellung besteht das Risiko, dass das 
Biotop im Zuge von Erschließungsarbeiten unbeabsichtigt beeinträchtigt wird. 

Forderung 

Der BUND bittet darum, die textlichen Festsetzungen oder Hinweise um folgenden Satz zu ergänzen: 

„Das nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 SächsNatSchG geschützte Weiden-Auengebüsch (Grünflä-
che G 2, 3.810 m²) darf keiner bauzeitlichen Inanspruchnahme unterliegen. Jede 
Beeinträchtigung, einschließlich durch Leitungsverlegung, Entwässerung oder Baustellenverkehr, 
bedarf einer Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG." 

4. Natura 2000 – Beleuchtungswirkungen auf das SPA (§ 34 BNatSchG) 

Das SPA Nr. 4840-452 „Speicherbecken Borna und Teichgebiet Haselbach" liegt ca. 100 m nördlich und 
östlich des Geltungsbereichs (GOF, S. 6). Die Gewerbegebiete GE 2.1–2.3 befinden sich in diesem Nah-
bereich und sind für Gebäudehöhen bis OK 14,0 m festgesetzt. Die Vorprüfung im GOF schließt eine 
erhebliche Beeinträchtigung aus, behandelt dabei jedoch nicht explizit, ob Beleuchtungsemissionen der 
Gewerbegebiete Störwirkungen auf den Schutzzweck des SPA – rastende und brütende Wasservögel – 
auslösen können. 

Forderung 

Der BUND bittet darum, die Vorprüfungsdokumentation in der Begründung oder im Umweltbericht um 
eine explizite Betrachtung möglicher Beleuchtungsstörwirkungen auf das SPA zu ergänzen und klarzu-
stellen, dass die Festsetzung zur insektenfreundlichen Beleuchtung (GOF, S. 34) auch für die nördlichen 
Gewerbegebiete GE 2.1–2.3 gilt. 

Bei Berücksichtigung der vier genannten Punkte – Artenschutz-Nacherfassung, wasserrechtliche Vor-
geklärtheit, Biotop-Schutzklarstellung und Ergänzung der Natura-2000-Vorprüfung – hält der BUND eine 
Zustimmungsfähigkeit der Planung für erreichbar und steht für Rückfragen gerne zur Verfügung. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


